
— dem Königreich Belgien die Kosten aufzuerlegen.

Klagegründe und wesentliche Argumente

Die Kommission ist der Ansicht, dass verschiedene Bestimmungen des Königlichen Erlasses zur Ausführung des 
Einkommensteuergesetzbuches 1992 etwaige auf Zinsen anwendbare Befreiungen vom Quellsteuerabzug Voraussetzungen 
unterwürfen, die mit den durch die Verträge garantierten Grundfreiheiten, d. h. mit den Art. 56 AEUV und 63 AEUV, nicht 
vereinbar seien.

Erstens unterliege bei Zinsen aus unverbrieften Forderungen eine Investmentgesellschaft mit Sitz in einem anderen 
Mitgliedstaat der Union oder einem Staat, der dem EWR angehöre, dem Quellensteuerabzug auf diese Zinsen, während eine 
in Belgien ansässige Investmentgesellschaft hiervon befreit sei.

Zweitens unterlägen bei Zinsen aus belgischen verbrieften Forderungen die Zinsen dem Quellensteuerabzug, wenn die 
Schuldscheine bei einem Finanzinstitut mit Sitz in einem anderen Mitgliedstaat der Union oder einem Staat, der dem EWR 
angehöre, hinterlegt oder verwahrt würden, während diese Zinsen vom Quellensteuerabzug befreit seien, wenn die 
Schuldscheine bei einem in Belgien ansässigen Finanzinstitut hinterlegt oder verwahrt würden. 
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Anträge

Die Klägerin beantragt,

— festzustellen, dass das Königreich Belgien dadurch gegen seine Verpflichtungen aus Art. 288 Abs. 4 AEUV und den 
Art. 2, 3 und 4 des Beschlusses 2011/678/EU der Kommission vom 27. Juli 2011 über die von Belgien gewährte 
staatliche Beihilfe zur Finanzierung von Untersuchungen auf transmissible spongiforme Enzephalopathien (TSE) bei 
Rindern (1) verstoßen hat, dass es nicht fristgemäß alle Maßnahmen ergriffen hat, die erforderlich sind, um die 
staatlichen Beihilfen, die durch Art. 1 Abs. 3 und 4 dieses Beschlusses für rechtswidrig und mit dem Binnenmarkt 
unvereinbar erklärt wurden, von den Empfängern zurückzufordern, und die Kommission nicht fristgemäß über die 
Maßnahmen unterrichtet hat, die getroffen wurden, um diesem Beschluss nachzukommen;

— dem Königreich Belgien die Kosten aufzuerlegen.

Klagegründe und wesentliche Argumente

Mit ihrem Beschlusses 2011/678 über die vom Königreich Belgien gewährte staatliche Beihilfe zur Finanzierung von 
Untersuchungen auf transmissible spongiforme Enzephalopathien (TSE) bei Rindern habe die Kommission die von Belgien 
gewährten staatlichen Beihilfen für rechtswidrig und mit dem Binnenmarkt unvereinbar erklärt.

Die im Beschluss gesetzte Frist zur Rückforderung der für rechtswidrig erklärten Beihilfen sei am 28. November 2011 
abgelaufen, ohne dass die Beihilfen vollständig zurückgefordert worden seien.

Zum Zeitpunkt der Erhebung dieser Klage habe der Beklagte noch nicht die Maßnahmen ergriffen, die erforderlich seien, 
um die gewährten Beihilfen von den begünstigten Unternehmen zurückzufordern, und der Kommission nicht alle 
angeforderten Informationen übermittelt. 

(1) ABl. L 274, S. 36.
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